
Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel xx 

Änderung des Umweltförderungsgesetz 

§ 1. Ziele dieses Bundesgesetzes sind § 1. Ziele dieses Bundesgesetzes sind 
 1. Schutz der Umwelt durch geordnete Abwasserentsorgung 

einschließlich betrieblicher Abwässer und Gewährleistung ei-
ner ausreichenden Wasserversorgung (Siedlungswasserwirt-
schaft); 

 1. Schutz der Umwelt durch geordnete Abwasserentsorgung 
einschließlich betrieblicher Abwässer und Gewährleistung ei-
ner ausreichenden Wasserversorgung (Siedlungswasserwirt-
schaft) sowie durch Verbesserung des ökologischen Zustan-
des der Gewässer; 

 2.  bis 4. …  2.  bis 4. … 

Mittelaufbringung Mittelaufbringung 
§ 6. (1) Die Mittel für Förderungen und Ankäufe von Ansprü-

chen auf Emissionsreduktionseinheiten werden aufgebracht: 
§ 6. (1) Die Mittel für Förderungen und Ankäufe von Ansprü-

chen auf Emissionsreduktionseinheiten werden aufgebracht: 
 1.  …  1.  … 
  1a. für Zwecke der Verbesserung des ökologischen Zustandes der 

Gewässer (§§ 16a ff) aus dem Reinvermögen des Umwelt- 
und Wasserwirtschaftsfonds (§ 51 Abs. 5a); 

 2.  bis 4. …  2.  bis 4. … 

(1a) Die Mittel für die Abwicklung der Förderungen und Ankäu-
fe werden aufgebracht 

(1a) Die Mittel für die Abwicklung der Förderungen und Ankäu-
fe werden aufgebracht 

 1. für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft (§ 16 ff) ab dem 
Jahr 2000 aus dem Reinvermögen des Umwelt- und Wasser-
wirtschaftsfonds (§ 51 Abs. 5a); 

 1. für Zwecke der Wasserwirtschaft (§ 16 ff) ab dem Jahr 2000 
aus dem Reinvermögen des Umwelt- und Wasserwirtschafts-
fonds (§ 51 Abs. 5a); 

 2.  bis 4. …  2.  bis 4. … 

(2) bis (2c) … (2) bis (2c) … 

(2d) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft kann ab dem Jahr 2003 für Zwecke des öster-
reichischen JI/CDM-Programms (§ 35ff) für Ankäufe von Ansprü-
chen auf Reduktionseinheiten Verpflichtungen eingehen. Im 
Jahr 2003 stehen mindestens 1 Million Euro, im Jahr 2004 12 Milli-

(2d) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft kann ab dem Jahr 2003 für Zwecke des öster-
reichischen JI/CDM-Programms (§ 35ff) für Ankäufe von Ansprü-
chen auf Reduktionseinheiten Verpflichtungen eingehen. Es stehen 
Jahr Jahr Jahr Jahr  
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onen Euro, im Jahr 2005 24 Millionen Euro und ab dem Jahr 2006 
36 Millionen Euro zur Verfügung. Soweit Verpflichtungen bis zu 
diesem Ausmaß nicht eingegangen oder diese Mittel nicht in vollem 
Ausmaß in Anspruch genommen werden, können diese Verpflich-
tungen in den Folgejahren zusätzlich eingegangen werden bzw. ste-
hen diese Mittel in den Folgejahren zusätzlich zur Verfügung. Als 
Vorgriff auf Folgejahre können vom Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft jährlich Verpflich-
tungen im Ausmaß von höchstens 100 Millionen Euro eingegangen 
werden; darüber hinausgehende Vorgriffe bedürfen des Einverneh-
mens mit dem Bundesminister für Finanzen. 

 1. im Jahr  2003 mindestens ................................ 1 Million Euro, 
 2. im Jahr  2004 ............................................. 12 Millionen Euro, 
 3. im Jahr 2005 .............................................. 24 Millionen Euro, 
 4. im Jahr 2006 .............................................. 36 Millionen Euro, 
 5. im Jahr 2007 .............................................. 56 Millionen Euro, 
 6. in den Folgejahren ..................................... 56 Millionen Euro  
zur Verfügung. Soweit Verpflichtungen bis zu diesem Ausmaß nicht 
eingegangen oder diese Mittel nicht in vollem Ausmaß in Anspruch 
genommen werden, können diese Verpflichtungen in den Folgejah-
ren zusätzlich eingegangen werden bzw. stehen diese Mittel in den 
Folgejahren zusätzlich zur Verfügung. Als Vorgriff auf Folgejahre 
können vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft jährlich Verpflichtungen im Ausmaß von 
höchstens 100 Millionen Euro eingegangen werden; darüber hinaus-
gehende Vorgriffe bedürfen des Einvernehmens mit dem Bundesmi-
nister für Finanzen. 

 (2e) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft kann in den Jahren 2007 bis 2015 für Zwecke 
der Verbesserung des ökologischen Zustandes der Gewässer 
(§§ 16a ff) Förderungen zusagen, deren Ausmaß insgesamt dem 
Barwert von höchstens 140 Millionen Euro entspricht. 

(3) Der Aufwand für folgende Aufträge gemäß § 12 Abs. 8 ist 
ganz oder teilweise aus Mitteln gemäß Abs. 1 zu tragen: 

(3) Der Aufwand für folgende Aufträge gemäß § 12 Abs. 8 ist 
ganz oder teilweise aus Mitteln gemäß Abs. 1 zu tragen: 

 1. …  1. … 

  1a. Aufträge nach § 17a Z 6 aus dem Reinvermögen des Umwelt- 
und Wasserwirtschaftsfonds unter Einrechnung in den Zusa-
gerahmen gemäß § 6 Abs. 2e; 

 2.  bis 4. …  2.  bis 4. … 

(4) … (4) … 

Kommissionen Kommissionen 
§ 7. Zur Beratung des Bundesministers für Land- und Forstwirt-

schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft bei der Entscheidung über An-
suchen auf Förderung oder Anbote für den Verkauf von Ansprüchen 
auf Emissionsreduktionseinheiten, der Erstellung der Richtlinien 
(§ 13) und der Förderungs- und Ankaufsprogramme werden folgen-
de Kommissionen eingerichtet: 

§ 7. Zur Beratung des Bundesministers für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft bei der Entscheidung über An-
suchen auf Förderung oder Anbote für den Verkauf von Ansprüchen 
auf Emissionsreduktionseinheiten, der Erstellung der Richtlinien 
(§ 13) und der Förderungs- und Ankaufsprogramme werden folgen-
de Kommissionen eingerichtet: 
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 1. Kommission in Angelegenheiten der Siedlungswasserwirt-
schaft; 

 1. Kommission in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft; 

 2.  bis 4. …  2.  bis 4. … 

Förderungsverfahren Förderungsverfahren 
§ 12. (1) bis (7) … § 12. (1) bis (7) … 

(8) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft kann, soweit öffentliche Rücksichten das er-
fordern, Aufträge zur Durchführung von Maßnahmen nach § 17 
Abs. 1 Z 6, § 21, § 24 Z 4 und 5, § 27a, § 30 Z 3 und 4, § 33a und 
von themenspezifischen Aktionsprogrammen im Zusammenhang mit 
der Umsetzung der österreichischen Klimastrategie oder von sonsti-
gen, im Zusammenhang mit den Förderungen oder Ankäufen nach 
diesem Bundesgesetz stehenden Maßnahmen, insbesondere zur Op-
timierung der Förderungen oder Ankäufe, erteilen. Soweit dem keine 
Unvereinbarkeitsgründe oder sonstige rechtliche Gründe entgegen-
stehen, kann die Betrauung auch an die Abwicklungsstelle erfolgen. 

(8) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft kann, soweit öffentliche Rücksichten das er-
fordern, Aufträge zur Durchführung von Maßnahmen nach § 17 
Abs. 1 Z 6, § 17a Z 6, § 21, § 24 Z 4 und 5, § 27a, § 30 Z 3 und 4 
sowie § 33a und von themenspezifischen Aktionsprogrammen im 
Zusammenhang mit der Umsetzung der österreichischen Klimastra-
tegie oder von sonstigen, im Zusammenhang mit den Förderungen 
oder Ankäufen nach diesem Bundesgesetz stehenden Maßnahmen, 
insbesondere zur Optimierung der Förderungen oder Ankäufe, ertei-
len. Soweit dem keine Unvereinbarkeitsgründe oder sonstige rechtli-
che Gründe entgegenstehen, kann die Betrauung auch an die Ab-
wicklungsstelle erfolgen. 

Richtlinien Richtlinien 
§ 13. (1) bis (4) … § 13. (1) bis (4) … 

(5) Bei der Erlassung der Richtlinien ist das Einvernehmen (5) Bei der Erlassung der Richtlinien ist das Einvernehmen 
 1. …  1. … 
 2. mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hinsicht-

lich 
 2. mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hinsicht-

lich 
 a) der Richtlinien nach Abs. 2 betreffend die Siedlungswas-

serwirtschaft, die Umweltförderung im Inland und die 
Umweltförderung im Ausland sowie 

 a) der Richtlinien nach Abs. 2 betreffend die Siedlungswas-
serwirtschaft, Maßnahmen zur Verbesserung des ökologi-
schen Zustandes der Gewässer, die Umweltförderung im 
Inland und die Umweltförderung im Ausland sowie 

 b) …  b) … 
herzustellen. herzustellen. 

(6) … (6) … 

Kontrolle, Effizienz Kontrolle, Effizienz 
§ 14. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft hat Erfolg und Effizienz der Förde-
rungen und Ankäufe in ökologischer und ökonomischer Hinsicht in 

§ 14. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft hat Erfolg und Effizienz der Förde-
rungen und Ankäufe in ökologischer und ökonomischer Hinsicht in 
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regelmäßigen Abständen, spätestens jedoch alle drei Jahre, zu unter-
suchen und zu bewerten und dem Bundeskanzler und dem Bundes-
minister für Finanzen sowie dem Nationalrat im Rahmen des Be-
richts nach Abs. 4 zur Kenntnis zu bringen. Ein nach § 33e Wasser-
rechtsgesetz 1959 (WRG), BGBl. Nr. 215/1959 in der jeweils gel-
tenden Fassung, erstellter Gewässerschutzbericht ist dabei zu be-
rücksichtigen. 

regelmäßigen Abständen, spätestens jedoch alle drei Jahre, zu unter-
suchen und zu bewerten und dem Bundeskanzler und dem Bundes-
minister für Finanzen sowie dem Nationalrat im Rahmen des Be-
richts nach Abs. 4 zur Kenntnis zu bringen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

II. Abschnitt: II. Abschnitt: 
SIEDLUNGSWASSERWIRTSCHAFT WASSERWIRTSCHAFT 

Ziele Ziele 
§ 16. … § 16. … 

 § 16a. Ziel der Förderung von Maßnahmen zur Verbesserung 
des ökologischen Zustandes der Gewässer ist die Reduktion der hyd-
romorphologischen Belastungen. 

Förderungsgegenstand Förderungsgegenstand 
§ 17. … § 17. … 

 § 17a. Im Rahmen der Verbesserung des ökologischen Zustan-
des der Gewässer können gefördert werden 

  1. Maßnahmen zur Verbesserung der Durchgängigkeit; 
  2. Maßnahmen zur Minderung der Auswirkungen von Auslei-

tungen; 
  3. Maßnahmen zur Minderung der Auswirkungen von Rück-

stau; 
  4. Maßnahmen zur Minderung der Auswirkungen des Schwalls; 
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  5. Maßnahmen zur Restrukturierung morphologisch veränderter 
Fließgewässerstrecken, sofern diese nicht mit Maßnahmen 
des Hochwasserschutzes kombiniert sind; 

  6. Grundsatzkonzepte, Untersuchungen, Studien, generelle Pla-
nungen sowie Gutachten, die in Zusammenhang mit Maß-
nahmen gemäß Z 1 bis 5 notwendig sind. 

Besondere Förderungsvoraussetzungen Besondere Förderungsvoraussetzungen 
§ 18. Die Förderung setzt voraus, dass § 18. Die Förderung setzt voraus, dass 

 1.  …  1.  … 
 2. das Ansuchen mit Ausnahme solcher nach § 17 Abs. 2 im 

Wege des Amtes der Landesregierung bei der Abwicklungs-
stelle eingebracht wird und das Land die Maßnahme begut-
achtet hat. 

 2. das Ansuchen mit Ausnahme solcher nach § 17 Abs. 2 oder 
§ 17 im Wege des Amtes der Landesregierung bei der Ab-
wicklungsstelle eingebracht wird und das Land die Maßnah-
me begutachtet hat. 

Förderungswerber Förderungswerber 
§ 19. Ein Ansuchen auf Förderung kann gestellt werden von § 19. Ein Ansuchen auf Förderung kann gestellt werden von 

 1. Gemeinden, die im eigenen Namen und auf eigene Rechnung 
Wasserversorgungs-, Abwasserentsorgungs- oder Schlamm-
behandlungsanlagen errichten oder betreiben sowie Länder, 
die über ein nichtselbständiges Landesunternehmen Wasser-
versorgungsanlagen errichten oder betreiben; 

 1. Gemeinden, die im eigenen Namen und auf eigene Rechnung 
Wasserversorgungs-, Abwasserentsorgungs- oder Schlamm-
behandlungsanlagen errichten oder betreiben oder Maßnah-
men gemäß § 17a setzen sowie Länder, die über ein 
nichtselbständiges Landesunternehmen Wasserversorgungs-
anlagen errichten oder betreiben; 

 2.  bis 5. …  2.  bis 5. … 
 6. physische oder juristische Personen für Anlagen gemäß § 17 

Abs. 2 . 
 6. physische oder juristische Personen für Anlagen gemäß § 17 

Abs. 2 oder Maßnahmen gemäß § 17a. 

Forschung Forschung 
§ 21. Bei Forschungsvorhaben, die den Zwecken der Siedlungs-

wasserwirtschaft dienen, sind §§ 10 bis 13 des Forschungsorganisa-
tionsgesetzes (FOG), BGBl. Nr. 341/1981 in der jeweils geltenden 
Fassung, anzuwenden. Hiefür dürfen jährlich höchstens 
1,454 Millionen € zur Verfügung gestellt werden. Aus diesen Mit-
teln können auch Beträge für Zwecke der Dokumentation von For-
schungsergebnissen bereitgestellt werden. 

§ 21. Bei Forschungsvorhaben, die den Zwecken der Siedlungs-
wasserwirtschaft oder der Verbesserung des ökologischen Zustandes 
der Gewässer dienen, sind §§ 10 bis 13 des Forschungsorganisati-
onsgesetzes (FOG), BGBl. Nr. 341/1981 in der jeweils geltenden 
Fassung, anzuwenden. Hiefür dürfen jährlich höchstens 
1,454 Millionen € zur Verfügung gestellt werden. Aus diesen Mit-
teln können auch Beträge für Zwecke der Dokumentation von For-
schungsergebnissen bereitgestellt werden. 
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Kommission Kommission 
§ 22. Die gemäß § 7 Z 1 (Siedlungswasserwirtschaft) eingerich-

tete Kommission besteht aus 13 Mitgliedern. Elf der Mitglieder wer-
den vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft nach dem Stärkeverhältnis der im Nationalrat ver-
tretenen politischen Parteien und nach deren Anhörung bestellt. Auf 
jede im Hauptausschuss des Nationalrates vertretene politische Par-
tei entfällt zumindest ein Mitglied; für die Ermittlung, wieviele der 
übrigen Mitglieder auf die im Nationalrat vertretene politische Partei 
entfallen, sind die Bestimmungen der Nationalrats-
Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471/1992 in der jeweils geltenden 
Fassung, über die Berechnung der Mandate im dritten Ermittlungs-
verfahren sinngemäß anzuwenden. Je ein weiterer Vertreter sind auf 
Vorschlag des Städtebundes und des Gemeindebundes zu bestellen. 

§ 22. Die gemäß § 7 Z 1 (Wasserwirtschaft) eingerichtete Kom-
mission besteht aus 13 Mitgliedern. Elf der Mitglieder werden vom 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft nach dem Stärkeverhältnis der im Nationalrat vertrete-
nen politischen Parteien und nach deren Anhörung bestellt. Auf jede 
im Hauptausschuss des Nationalrates vertretene politische Partei ent-
fällt zumindest ein Mitglied; für die Ermittlung, wieviele der übrigen 
Mitglieder auf die im Nationalrat vertretene politische Partei entfal-
len, sind die Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung 1992, 
BGBl. Nr. 471/1992 in der jeweils geltenden Fassung, über die Be-
rechnung der Mandate im dritten Ermittlungsverfahren sinngemäß 
anzuwenden. Je ein weiterer Vertreter sind auf Vorschlag des Städ-
tebundes und des Gemeindebundes zu bestellen. 

Gemeinsamer Arbeitskreis des Bundes und der Länder Gemeinsamer Arbeitskreis des Bundes und der Länder 
§ 22a. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft wird ermächtigt, einen gemeinsamen 
Arbeitskreis des Bundes und der Länder für die Förderungsangele-
genheiten der Siedlungswasserwirtschaft einzurichten. Dieser Ar-
beitskreis hat Vorschläge für die Organisation der Förderungsab-
wicklung zu behandeln und insbesondere bei der Erarbeitung von 
Richtlinien (§ 13) mitzuwirken. 

§ 22a. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft wird ermächtigt, einen gemeinsamen 
Arbeitskreis des Bundes und der Länder für die Förderungsangele-
genheiten der Siedlungswasserwirtschaft und der Verbesserung des 
ökologischen Zustandes der Gewässer einzurichten. Dieser Arbeits-
kreis hat Vorschläge für die Organisation der Förderungsabwicklung 
zu behandeln und insbesondere bei der Erarbeitung von Richtlinien 
(§ 13) mitzuwirken. 

 III. Abschnitt 
Förderungsgegenstand Förderungsgegenstand 

§ 24. Es können gefördert werden § 24. Es können gefördert werden 
 1.  und 2. …  1.  und 2. … 
 3. Investitionen bei Anlagen, die durch den Einsatz fortschritt-

lichster Technologien (Stand der Wissenschaft) besonders 
geeignet erscheinen, die Umweltbelastungen in Form von 
Luftverunreinigungen, Lärm, ausgenommen Verkehrslärm, 
oder Abfällen zu verringern (Pilotanlagen); 

 3. Investitionen bei Anlagen, die durch den Einsatz fortschritt-
lichster Technologien (Stand der Wissenschaft) besonders 
geeignet erscheinen, die Umweltbelastungen in Form von 
Luftverunreinigungen, Lärm, ausgenommen Verkehrslärm, 
oder Abfällen zu verringern (Pilotanlagen). Im Bereich der 
Technologien, Verfahren und Methoden zur Energieversor-
gung, Energieumwandlung und Energienutzung ist eine Ab-
stimmung mit dem Energiefonds vorzunehmen; 
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 4.  bis 6. …  4.  bis 6. … 

Kommission Kommission 
§ 28. Die gemäß § 7 Z 2 (Umweltförderung im Inland und Um-

weltförderung im Ausland) eingerichtete Kommission besteht aus 
§ 28. Die gemäß § 7 Z 2 (Umweltförderung im Inland und Um-

weltförderung im Ausland) eingerichtete Kommission besteht aus 
 1.  und 2. …  1.  und 2. … 
 3. je einem Vertreter  3. je einem Vertreter 
 a) c)…  a) bis c)… 
 d) des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung;  
 e) …  e) … 
 4.  und 5. …  4.  und 5. … 

VI. Artikel VI. Artikel 

VOLLZIEHUNG VOLLZIEHUNG 
§ 49. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: § 49. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft im Einvernehmen 

 1. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft im Einvernehmen 

 a) …  a) … 
 b) mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hin-

sichtlich der Richtlinien nach § 13 Abs. 2 betreffend die 
Siedlungswasserwirtschaft, die Umweltförderung im Inland 
und die Umweltförderung im Ausland sowie § 43; 

 b) mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hin-
sichtlich der Richtlinien nach § 13 Abs. 2 betreffend die 
Siedlungswasserwirtschaft, Maßnahmen zur Verbesserung 
des ökologischen Zustandes der Gewässer, die Umweltför-
derung im Inland und die Umweltförderung im Ausland 
sowie § 43; 

 c) …  c) … 
 2. und 3. …  2. und 3. … 

VIII. Abschnitt VIII. Abschnitt 
Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

§ 51. (1) und (2) … § 51. (1) und (2) … 

(3) Die Aufgaben der Wasserwirtschaftsfondskommission (§ 21 
WBFG) werden von der Kommission in Angelegenheiten der Was-
serwirtschaft (§ 7 Z 1) wahrgenommen. 

(3) Die Aufgaben der Wasserwirtschaftsfondskommission (§ 21 
WBFG) werden von der Kommission in Angelegenheiten der Was-
serwirtschaft (§ 7 Z 1) wahrgenommen. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
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(5a) Der Fonds hat dem Bund aus seinem Reinvermögen jeweils 
Mittel in jenem Ausmaß zur Verfügung zu stellen, die erforderlich 
sind, um die Sondertranchen Siedlungswasserwirtschaft (§ 6 Abs. 2a 
und 2b) mit einem Barwert von 507,839 Millionen Euro zu bede-
cken. 

(5a) Der Fonds hat dem Bund aus seinem Reinvermögen jeweils 
Mittel in jenem Ausmaß zur Verfügung zu stellen, die erforderlich 
sind, um die Sondertranchen Siedlungswasserwirtschaft (§ 6 Abs. 2a 
und 2b) mit einem Barwert von 507,839 Millionen Euro und um die 
die Förderungen zur Verbesserung des ökologischen Zustandes der 
Gewässer (§ 6 Abs. 2e) mit einem Barwert von 140 Millionen Euro 
zu bedecken. 

(5b) bis (11) … (5b) bis (11) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
 § 52. (1) bis (11) …  § 52. (1) bis (11) … 
 (12) § 6 Abs. 1 Z 1a, Abs. 1a Z 1, Abs. 2d zweiter Satz, Abs. 2e 

und Abs. 3 Z 1a, § 7 Z 1, die Bezeichnung des II. Abschnittes, § 22, 
§ 22a Abs. 1, sowie § 51 Abs. 3  BGBl. I Nr. XX/2007, treten mit 
1. Jänner 2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt § 28 Z3 lit. d in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 112/2005 außer Kraft.  
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